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1. Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

2. TI-Deutschland begrüßt ausdrücklich das Vorhaben der Einführung einer Karenzzeit für aus-
scheidende Mitglieder der Staatsregierung und für die ausscheidenden Staatssekretär*innen. 
Dies stellt einen Beitrag zur Verbesserung der politischen Kultur im Freistaat dar.  

Folgende Regelungen des Gesetzentwurfs halten wir für zielführend und daher als be-
sonders wichtig: 

2.1 Die geplante Einführung einer Karenzzeit von dreijähriger Dauer ist als sehr positiv zu 
bewerten. Der beispielsweise auf Bundesebene im Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Bundesregierung vorgesehene Regel-Zeitraum von nur einem Jahr, ist deutlich 
zu kurz, da nach dieser Zeit die Cooling-Off-Periode noch andauert. Daher ist nur eine deutli-
che längere Karenzzeit geeignet, den verfolgten Gesetzeszweck zu erfüllen.  

2.2 Die Abfederung hierdurch entstehender finanzieller Nachteile durch Gewährung eines ent-
sprechend langen Übergangsgeldes an die (ehemaligen) Mitglieder der Staatsregierung er-
weist sich für die innere Akzeptanz der Regelung als notwendig. Hierdurch wird auch der 
Staatshaushalt nicht übermäßig belastet. 

2.3 Die Einführung eines doppelten Maßstabs bei der Prüfung der Untersagung und zwar: 

die Nähe des Aufgabenbereichs eines Ministers/einer Ministerin oder eines Staatssekre-
tärs/einer Staatssekretärin zur geplanten Beschäftigung (§ 4a (3) Nr. 1) sowie die potentielle 
Beeinträchtigung des Vertrauens der Allgemeinheit in die Integrität der Staatsregierung (§ 4a 
(3) Nr. 2). 
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2.4 Die Vorverlagerung der Anzeigepflicht auf den Zeitpunkt, in dem mit Vorbereitungen für die 
Aufnahme einer Beschäftigung begonnen wird oder „eine Beschäftigung in Aussicht gestellt 
wird“ (§ 4a (2) Nr. 1). 

2.5 Die Veröffentlichung der Entscheidung des Gremiums mit den wesentlichen Gründen un-
abhängig davon, ob es sich für eine Untersagung oder gegen eine solche ausspricht. 

2.6 Die Erstreckung der Regelung auf die beamteten Staatssekretär*innen, da bei diesen eine 
mindestens identische Konfliktlage bestehen kann. 

 

3. Folgendes halten wir demgegenüber für kritikwürdig: 

3.1 Das Fehlen jedweder Sanktion bei Verletzung der Anzeigepflicht bzw. bei verspäteter An-
zeige. 

Begründung: Ohne Sanktionsmechanismus ist die Allgemeinheit darauf angewiesen, dass 
etwa durch Medienberichte der Regelverstoß aufgedeckt wird. Zwar könnte der dem Mitglied 
der Staatsregierung hierdurch drohende Reputationsschaden eine präventive Wirkung entfal-
ten, jedoch ist diese durch Androhung einer Sanktion wie etwa einer spürbaren Geldbuße zu 
verstärken. Eine Vorbildfunktion kommt hierbei der Ordnungsgeldvorschrift des § 5 e Minister-
gesetz Thüringen zu. Überdies ist es dem Bürger nicht zu vermitteln, dass er bei deutlich weni-
ger bedeutsamen Verstößen staatlicherseits mit Sanktionen belegt wird, während den Regie-
rungsmitgliedern nichts Vergleichbares droht. Aus Gründen der politischen Kultur sowie 
des Vertrauens der Bürger in den Rechtsstaat ist daher eine Sanktionsmöglichkeit vor-
zusehen. 

3.2 Auf Bundesebene musste bei der Umsetzung der Karenzzeitvorschriften die negative Er-
fahrung gemacht werden, dass das Gremium über ein Jahr lang nicht ernannt worden ist. Die-
ses Unterlassen führte dazu, dass faktisch keine Karenzzeiten verhängt werden konnten. Um 
Vergleichbares zu verhindern, sollte daher wenigstens in den Ausführungsvorschriften eine 
Bestimmung aufgenommen werden, wonach das Gremium spätestens drei Monate nach der 
Gesetzesverkündung bestellt sein muss.  

3.3 Das Fehlen einer Regelung über die gesetzliche Evaluierung. 

Begründung: Entsprechend einer bei anderen modernen Gesetzesvorhaben verbreitet vor-
herrschenden Praxis sollte das Gesetz auf seine Bewährung hin förmlich evaluiert werden. Als 
Zeitpunkt hierfür würde sich die Beendigung der ersten Berufungsperiode des Gremiums an-
bieten. Der Evaluierungsbericht sollte veröffentlicht und vom Sächsischen Landtag mit dem Ziel 
beraten werden zu entscheiden, ob die in § 4a (3) Nr. 2 festgelegte Zielsetzung erreicht worden 
ist. Für den Fall eines positiven Evaluierungsergebnisses könnte das Gesetz eine Ausstrah-
lungswirkung für entsprechende zukünftige Gesetzesvorhaben anderer Bundesländer gewin-
nen. Dies würde ein wichtiges Gemeinwohlerfordernis erfüllen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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